
Im gesamteuropäischen Vergleich 
belegt die Schweiz einen hinteren 
Rang, wenn die E-Government-An-
gebote der Länder verglichen wer-
den. Beunruhigend ist das stetige 
Zurückfallen der Schweiz in diesen 
Rankings. Die Schweiz wird von im-
mer mehr Ländern überholt. Man-
gelnde politische Unterstützung, un-
genügendes Commitment der Füh-
rungsebene und fehlende finanzielle 
Mittel sind gemäss dem 3. E-Govern-
ment-Barometer wichtige Gründe 
für die schleppende Entwicklung.

Verschiedene Kreise in der 
Schweiz sind über die Situation 
mehr als beunruhigt. In der Dis-
kussion musste die föderalistische 
Struktur der Schweiz in letzter Zeit 
öfters als Sündenbock hinhalten. 
Es konnte der Eindruck entstehen, 
dass verschiedene Akteure den Fö-
deralismus als Ausrede missbrau-
chen, um sich von der Selbstverant-
wortung zu entlasten.

Ist die föderalistische Struktur der 
Schweiz wirklich die Ursache der 
E-Government-Malaise? Falls ja, wel-
che Möglichkeiten gäbe es, diese Rah-
menbedingungen zu verbessern?

Spannungsfeld «föderalistische 
Struktur und IT»
Die föderalistische Struktur der 
Schweiz hat sich bewährt und steht 
nicht zur Diskussion. Sie basiert auf 
einem engen Kontakt zwischen Be-
hörden und Bevölkerung und führ-
te zu einer bürgernahen Verwal-
tung unter direkter Kontrolle durch 
die Bevölkerung. Ein bestimmender 
Wesenszug sind die extremen Grös-
senunterschiede der einzelnen Ein-
heiten, sowohl auf Gemeinde- als 
auch auf Kantonsebene. Die Hälf-
te der Gemeinden weist weniger als 
1000 Einwohner auf und stellt damit 
total nur 8 % der Bevölkerung, wäh-
rend die 5 % grössten Gemeinden 
zusammen ca. 45 % der Bevölkerung 
umfassen. Die 11 kleinsten Kanto-
ne weisen zusammen weniger Ein-
wohner auf als die grösste Stadt der 
Schweiz. 

Die Ansprüche der Bevölkerung 
an die Dienstleistungen der Verwal-
tung und speziell an deren Infor-
matisierung sind in den vergange-
nen Jahren stark angestiegen. In ei-
ner Zeit, in der man über Internet 
Tag und Nacht von zu Hause aus Le-
bensmittel einkaufen, Bankgeschäfte 
ohne Schalter erledigen, Reisen bu-
chen, Häuser verkaufen und diver-
se andere Dienstleistungen in An-
spruch nehmen kann, werden müs-
sige, umständliche Behördenläufe 
und –prozesse immer weniger ak-
zeptiert. Gleichzeitig werden diese 
Ansprüche mit der Forderung nach 
einer kosteneffizienten Verwaltung 
verbunden. 

Die sachgerechte Einführung der 
IT bei der gegebenen föderalisti-
schen Struktur kämpft mit folgenden 
Herausforderungen: 
• Führungsstrukturen für die 
 Querschnittsfunktion IT

Die Schweiz besteht aus einem 
Bundesstaat, 26 Kantonen und 2758 
Gemeinden. Im basisdemokratisch 
organisierten Land liegt die Macht 
grundsätzlich in den Händen der 
Gemeinden. Ihre Autonomie wird 
nur dann eingeschränkt, wenn dies 
die Bundes- oder Kantonsverfassun-
gen explizit erwähnen. Die Gemein-
den bestimmen ihre Organisation 
selber. Die Finanzautonomie liegt im 
Grundsatz in ihren Händen. Sie bau-
en ihre Verwaltung auf und organi-

sieren den Verkehr zwischen Behör-
den und Bevölkerung. Ein Grossteil 
der E-Government-Anwendungen 
fällt also in den Zuständigkeitsbe-
reich der Gemeinden, welche sie 
auch zu finanzieren haben.

Die IT-Produktion ist ebenfalls 
sehr heterogen: Kleinste Gemeinden 
arbeiten immer noch ohne Einsatz 
von IT. Mittlere Verwaltungen setzen 
Standardsoftware-Pakete ein, nach 
Möglichkeit integriert mit Spezial-
anwendungen oder Systemen von 
Bund und Kanton. Grössere Verwal-
tungseinheiten wie Städte und Kan-
tone leisten sich noch sehr viel Indi-
vidualentwicklung.
• Finanzierung der IT

Die geforderten neuen IT-Dienst-
leistungen sind Know-how- und Res-
sourcen-intensiv und bringen erheb-
liche Investitionen mit sich. Die dafür 
zur Verfügung stehenden IT-Budgets 
sind ähnlich ungleich verteilt wie die 
Bevölkerung. Die durchschnittlichen 
kommunalen Steuereinnahmen lie-
gen bei über der Hälfte der Gemein-
den unter 3 Millionen Franken pro 
Jahr. Die Aussage des E-Government 
Barometers, dass die Hälfte der Ge-
meinden ein IT-Budget von weniger 
als 22 000 Franken aufweist, ist ein-
leuchtend. Das Budget von kleineren 
bis mittleren Gemeinden sowie teil-
weise auch von kleineren Kantonen 
ist schlichtwegs zu klein für individu-
elle IT-Investitionen. 

• Zielkonflikt Individualität 
versus  Kollektivität

Diverse Gesamtlösungen für die 
Geschäftsprozesse der Verwaltung 
(beispielsweise Unterstützung der 
elektronischen Abwicklung von Um-
zugsmeldungen) lassen sich erst ef-
fizient realisieren, wenn alle beteilig-
ten Stellen mitmachen. Hier stehen 
sich lokale und gesamtheitliche Kos-
tenoptimierung im Zielkonflikt ge-
genüber.
• Variantenvielfalt bei Prozessen

Die föderalistische Struktur führt 
zu einer grossen Heterogenität der 
schweizerischen Verwaltung. Ten-
denziell definiert jede Behörde ih-
re Prozesse ohne Berücksichtigung 
der anderen selber. Die Summe der 
einzelnen autonomen Prozesse er-
gibt ein baylonisches Sprachenge-
wirr, bei dem keiner mit dem andern 
kommunizieren kann.

Werden alle Varianten individu-
ell informatisiert, explodieren die 
IT-Kosten. Man muss versuchen, die 
Heterogenität und Komplexität von 
IT-Systemen zu reduzieren, denn 
nur mit einer gemeinsamen Sprache 
gelingt es, Prozesse zu automatisie-
ren und ein Gleichgewicht zu finden. 
Die IT setzt deshalb eine eindeutige 
Strukturierung und Normierung vo-
raus, und diese fehlt in föderalisti-
schen Strukturen, welche per Defi-
nition keine zentralen Normierungs-
stellen haben.

Individuallösungen benötigen viel 
Zeit für ihre Entwicklung und wei-
sen einen hohen Anteil an Fixkosten 
auf. Eine Individualapplikation kos-
tet einer 20-Seelen-Gemeinde ähn-
lich viel wie einer Grossstadt. Be-
dingt durch die Vielfalt der Prozesse 
und deren hohe Fixkosten schreitet 
die Automatisierung in der Schweiz 
nur langsam voran.

Die Ursache der schweizerischen 
E-Government-Malaise kann also 
durchaus auch mit dem Föderalis-
mus begründet werden. Nur bringt 
uns dies keinen Schritt weiter, wie 
auch eine mögliche Schuldzuwei-
sung an die IT, dass sie nicht flexibel 

Die 5 Prozent grössten Gemeinden umfassen zusammen rund 45 Prozent 
der Bevölkerung
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Föderalismus ist keine Entschuldigung 
für schlechtes E-Government
Die föderalistische Struktur der Schweiz muss öfters als Sündenbock für das schlechte Abschneiden bei 

internationalen E-Government-Rankings hinhalten. Weiter bringen uns nur kreative Lösungen bei Führungs-

struktur, Prozessvielfalt, Finanzierung und IT-Flexibilität sowie die Einsicht, dass der Föderalismus keinen 
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genug auf die Bedürfnisse reagieren 
könne. Es sind neue Lösungsansät-
ze gefragt, welche aus dieser Situa-
tion des Ungleichgewichts führen 
und die oben beschriebenen Her-
ausforderungen meistern helfen. 
Sie sollten in folgende Richtungen 
führen:

• Politischer Wille, mehr Engage-
ment und Selbstverantwortung

Das Bedürfnis der Bevölkerung 
nach einer effizienten und zeitgemäs-
sen Verwaltung muss ernst genom-
men werden. Föderalismus basiert 
auf einer weitgehenden Selbstver-
antwortung sämtlicher Beteiligten. 
Sie dürfen (mit-) bestimmen, müs-
sen aber die entsprechende Verant-
wortung übernehmen und die ent-
sprechenden Kosten und Konse-
quenzen mittragen. Die Politik darf 
E-Government nicht mehr als läs-
tiges Technikthema oder als bunte 
Home page-Malerei abtun, sondern 
muss die wirkliche Bedeutung, näm-
lich den Strukturwandel, die Effizi-
enzsteigerung der Verwaltungsarbeit 
und die Entlastung von Bevölkerung 
und Unternehmen, sehen. Sie muss 

so auch dem E-Government die not-
wendige Priorität zumessen, die En-
ergie sowie den Willen zur Verbes-
serung organisieren und die Rah-
menbedingungen durch Impulse, 
Fördermittel, Ressourcen für Infra-
strukturprojekte und Koordinations-
vorhaben etc. verbessern.

• Reduktion der Prozessvielfalt
Die Souveränität einer Verwal-

tungseinheit wird durch die Standar-
disierung von gewissen Geschäfts-
prozessen keineswegs eingeschränkt. 
In einer globalisierten Welt wirkt es 
anachronistisch, wenn eine Person 
von Hinterfultigen nach Oberentfel-
den umzieht, zuerst den Ortsdialekt 
des lokalen Verwaltungssystems und 
seiner Prozesse neu lernen muss, be-
vor sie ihren Umzug melden oder die 
Steuererklärung einreichen kann. 
Bevölkerung und Unternehmen sind 
von der immer grösser werdenden 
zeitlichen Belastung durch Verwal-
tungsarbeiten so gut als möglich zu 
entlasten. Dienste, die schalterunab-
hängig erledigt werden können, sind 
über Internet anzubieten. Bevölke-
rung und Unternehmen wollen die 

gleichen Informationen nicht immer 
wieder mehrfach in den verschie-
densten Amtsstellen erfassen lassen. 
«One face to the customer» ist auch 
in der Verwaltung anzustreben.

Die Souveränität einer Behörde 
wird durch standardisierte Formula-
re und Prozesse in keiner Weise ein-
geschränkt. Die einzelnen Einhei-
ten müssen endlich unterscheiden 
zwischen den Produkten, die sie an-
bieten, und deren Produktionspro-
zessen. Der IT-Föderalismus ist ein 
falsch verstandener Föderalismus. Er 
bringt nicht mehr Souveränität, son-
dern im Gegenteil, bedingt durch die 
hohen Individualkosten, sogar weni-
ger. Die knappen Steuergelder dür-
fen nicht für lokal-folkloristische Ge-
schäftsprozesse verschleudert wer-
den, sondern sind für sinnvollere 
Aufgaben zu nutzen. 

In den meisten Bereichen könnten 
Standardprozesse eingeführt wer-
den. Grundlage für die Standardpro-
zesse und deren Automatisierung ist 
die Harmonisierung der verschie-
denen Arbeitsweisen und Struktu-
ren. Im Vergleich zu anderen Sekto-
ren hinkt hier die Verwaltung nach. 
Würde man den heutigen Zustand 
auf den Zahlungsverkehr projizieren, 
hätte immer noch jede Verwaltungs-
stelle ihre eigene Währung.
• Flexibilität der IT verbessern

Die Flexibilität der IT einer Verwal-
tungseinheit muss insgesamt erhöht 
werden. Die IT-Verantwortlichen müs-
sen dafür sorgen, dass die Qualitäts-
merkmale Flexibilität und Integrier-
barkeit ernst genommen werden.

Einerseits sollte die IT von der po-
litischen Struktur immer unabhängi-
ger werden. Hard- und Software kön-
nen standortunabhängig betrieben 
werden. Kleinere und mittlere Ver-
waltungseinheiten müssen akzep-
tieren, dass der Aufbau und Betrieb 
von eigenen Infrastrukturen nicht ef-
fizient und für ihre Dienstleistungen 
auch nicht notwendig ist. Sie kön-
nen diesen Teil outsourcen, an an-
dere Verwaltungseinheiten oder an 
neue Dienstleistungszentren. Pri-
vate-Public-Partnerschaften sind zu 
fördern. Im Bereich der Elektrizitäts-
versorgung ist es schliesslich auch 
selbstverständlich, dass nicht jede 
Gemeinde ein eigenes Kraftwerk hat 
und dadurch der Föderalismus nicht 
beschnitten wird.

Andererseits sind die Anwendun-
gen modularer aufzubauen. Je nach 
Bedürfnis einer Verwaltungseinheit 
können einzelne Module zugeschal-
tet werden, ohne dass dies einen Ein-
fluss auf das Gesamtsystem hat.

Es braucht jedoch nicht nur neue 

Lösungsansätze, sondern auch neue 
Wege, diese zu erreichen. Damit 
die neuen Wege die föderalistische 
Struktur nicht konkurrieren, müssen 
sie ausserhalb der politischen Struk-
turen bleiben. Auf der grünen Wiese 
ist eine unabhängige Musterverwal-
tung aufzubauen, mit strikt politisch 
neutral ausgerichteten administrati-
ven Prozessen, die lösungsorientiert 
sind und nicht primär bestehende 
Strukturen abbilden. Die Musterver-
waltung bietet einerseits in der Praxis 
erprobte Geschäftsprozess- und IT-
Lösungen an, die von den einzelnen 
Verwaltungseinheiten übernommen 
werden können. Andererseits bietet 
die Musterverwaltung auch die Mög-
lichkeit eines Outsourcings von gan-
zen IT-Infrastrukturdienstleistungen 
an. Die Musterverwaltung wird kon-
zipiert und überwacht von einem 
politischen Gremium, bestehend 
aus Vertretern von Bund, Kantonen 
und Gemeinden. Sie wird finanziert 
durch eine Anfangsinvestition von 
Bund, Kantonen und Gemeinden, 
zusammen mit Vertretern der Wirt-
schaft. Der laufende Betrieb muss 
danach kostendeckend werden.

Dabei muss die Welt nicht neu er-
funden werden. Für die meisten Pro-
zesse existieren bereits mehrere er-
probte Lösungen, die zu überprüfen 
und zu zertifizieren sind. Die begon-
nenen Wege mit unabhängigen Nor-
mierungsinstanzen (z. B. eCH) sind 
weiter zu fördern. Die angestrebten 
Ziele zur Harmonisierung von Per-
sonenregistern und zur Koordinati-
on von Personenidentifikatoren sind 
umzusetzen.

Aber wie gesagt: Es braucht dazu 
den politischen Willen zu einer Zu-
sammenarbeit auf allen drei Ebenen 
Bund, Kantone und Gemeinden. 
Und es muss die Einsicht wachsen, 
dass der Föderalismus keinen IT-Fö-
deralismus braucht.

Der Föderalismus braucht keinen IT-Föderalismus
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Die IT setzt eine eindeutige Strukturierung voraus, die in föderalis-
tischen Strukturen fehlen.


